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Leitlinien
für die Entwicklung des ländlichen Raums in Sachsen-Anhalt

Positionspapier der „Allianz Ländlicher Raum“ (ALR), 21.12.05 i.d.F. v. 21.03.06

Mit Kabinettsbeschluss vom 22.02.2005 hat
die Landesregierung die Bildung der ALR als
Informations-, Beratungs- und Ideenbünde-
lungsgremium mit sektorübergreifendem
Ansatz unter Federführung des Ministeriums
für Landwirtschaft und Umwelt beschlossen.

Ziel dieser Allianz ist es, die Politik im Rahmen
der Entwicklung des ländlichen Raums zu
beraten. Insbesondere sind hier die Rahmen-
bedingungen zu erarbeiten und die Entwick-
lungsstrategie mit Inhalten zu füllen.

Dabei sollen die Ergebnisse der einzelnen
Etappen nicht als abschließend betrachtet
werden, die Arbeit der Allianz bleibt offen
für die weiteren Entwicklungen.

Die Ausführungen konzentrieren sich auf die
Besonderheiten des ländlichen Raums, wohl
wissend, dass eine Reihe der aufgezeigten
Probleme für das Land insgesamt Bedeutung
haben.

1. Einführung

1.1 Zielstellung und Schwerpunkte

Trotz der Veränderung wesentlicher Ein-
flussfaktoren in Sachsen-Anhalt, z. B. dem
demografischen Wandel, der Wirtschafts-
und Arbeitsmarktentwicklung sowie der
sinkenden Einnahmen der öffentlichen
Hand, ist im Interesse gleichwertiger Le-
bensverhältnisse auch im ländlichen Raum
eine nachhaltige, d. h. wirtschaftlich, sozial
und ökologisch ausgewogene Entwicklung
zu sichern.

Die demografische Entwicklung ist einer-
seits durch Bevölkerungsrückgang und an-
dererseits durch Überalterung gekennzeich-
net und hat eine breite gesellschaftliche
Wirkung. Alle Politikbereiche, wie die Wirt-
schafts-, Kommunal-, Sozial-, Familien-, Ver-
kehrs-, Bildungs-, Kultur-, Sicherheits-, bis
hin zur Rechts- und Finanzpolitik, sind davon
betroffen.

Es entspricht dem Leitgedanken der Nach-
haltigkeit, die Bedürfnisse der heutigen
Generation zu erfüllen, ohne die Möglich-
keiten künftiger Generationen, eigene Be-
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dürfnisse zu befriedigen, zu gefährden. In
der Allianz besteht Konsens darin, dass der
Natur- und Umweltschutz ein unverzicht-
barer Pfeiler einer nachhaltigen Entwick-
lung ist. Es sind daher Wachstum und Be-
schäftigung zu sichern, ohne dabei den
Natur- und Umweltschutz zu vernachlässi-
gen.

Ein wichtiges Element in einer Nachhaltig-
keitsdebatte ist der Dialog mit den Men-
schen, um Konflikte zu lösen und Potenziale
zu erschließen. Er beginnt in den Kommu-
nen und Regionen (Gebiete mit räumlichem
und funktionalem Zusammenhang). Enga-
gierte Bürger, Verwaltung, Wirtschaft, Ver-
bände und die demokratisch gewählten
Organe suchen gemeinsam nach Wegen
für eine tragfähige, nachhaltige Entwick-
lung in Sachsen-Anhalt. Sie entwickeln Ide-
en und Strategien und wenden sich den
anstehenden Herausforderungen zu, um

sie mit Kreativität und Engagement anzu-
nehmen.

Das Ziel ist es, die Entwicklung des ländli-
chen Raums mit Instrumenten und Maß-
nahmen, unabhängig von bestehenden För-
dermaßnahmen oder Fonds, zu unterlegen
und das bürgerschaftliche Engagement zu
fördern. Daraus resultieren die folgenden
vier Schwerpunktthemen:

1. Verbesserung der Wirtschaftskraft
im ländlichen Raum,

2. Umkehr der Abwanderung vornehmlich
junger Leute aus den Dörfern,

3. Stärkung der kommunalen Daseins-
vorsorge im ländlichen Raum und

4. zukunftsweisender Natur- und
Umweltschutz.

Aus diesen Themen ergeben sich die ent-
wickelten Handlungsfelder.

1.2 Änderung der Rahmenbedingungen

Es gilt in besonderem Maße, die Rahmen-
bedingungen an die aktuellen gesellschaft-
lichen Herausforderungen anzupassen. Be-
gleitend hierzu sind Förderverfahren zu
vereinfachen, Verwaltungsvorgänge zu ent-
bürokratisieren und rechtliche Standards
zu deregulieren. Der Weg der Investitions-
erleichterung muss konsequent fortgesetzt
werden, um den Wirtschaftsstandort Sach-
sen-Anhalt attraktiver zu gestalten.

Das zentralörtliche System, das im Landes-
entwicklungsplan gesetzlich verankert ist,
stellt das geeignete Grundgerüst zur Bewäl-
tigung der regionalen Anpassungsprozesse
dar. Es bietet den richtigen Orientierungs-
rahmen zur Gewährleistung der Daseins-
vorsorge unter den Bedingungen des Bevöl-
kerungsrückgangs. Die Bündelung von
Funktionen in zentralen Orten hat sich
durch Synergieeffekte bewährt, um die Ko-
sten der öffentlichen Infrastruktur bezahl-
bar zu halten. Dafür ist die Zusammenarbeit
aller Fachplanungen unbedingte Vorausset-
zung.

Das Prinzip der Bündelung öffentlicher Da-
seinsvorsorge in zentralen Orten ist gerade

unter den Bedingungen der demografi-
schen Entwicklung umzusetzen. Es muss
geklärt werden, welche Mindestangebote
unverzichtbar sind, wie Aufgabenteilungen
zwischen Kommunen erfolgen können, wel-
che Angebotsformen der Daseinsvorsorge
und Instrumente räumlicher Entwicklung
in Zukunft für den ländlichen Raum geeig-
net sind. Deshalb müssen künftige Investi-
tionen immer die regionale demografische
Entwicklung berücksichtigen. Die Zahl der
zentralen Orte muss überprüft werden, um
wirtschaftlich tragfähige Versorgungsberei-
che zu erhalten und die Finanzmittel ziel-
gerichtet einsetzen zu können.

Die vielfältigen und anspruchsvollen Auf-
gaben der Kommunen erfordern zuneh-
mend Gemeinschaftslösungen. Sie bieten
die Gewähr für eine sachgerechte, zweck-
mäßige und qualitativ verlässliche Erledi-
gung. Das Gesetz über Kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GKG-LSA) gibt den
Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften
und Landkreisen vor diesem Hintergrund
bereits zusätzliche Instrumente in die Hand,
ihr Verwaltungshandeln effizienter und
wirtschaftlicher zu gestalten. Diese Instru-
mente sind zu nutzen.
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2. Handlungsfelder

2.1 Verbesserung der Wirtschaftskraft
im ländlichen Raum

2.1.1 Schaffen und Erhalten von Arbeits-
plätzen durch Handwerk, Gewerbe
und Dienstleistung

Durch eine gezielte Unterstützung von
Handwerk, Gewerbe und Dienstleistungen
können Arbeitsplätze im ländlichen Raum
erhalten und geschaffen werden. Hierzu
sind die Standortbedingungen der Gemein-
den zu verbessern. Aus den vorhandenen
Potenzialen der Regionen sollen im Rahmen
der integrierten ländlichen Entwicklungs-
konzepte (ILEK) Leitprojekte zur Stärkung
von Klein- und Kleinstbetrieben entwickelt
werden.

Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft
unterliegt weiterhin dem Projektprinzip. Im
Vordergrund steht die Unterstützung in den
Bereichen Beratung (z. B. Handwerkskam-
mer), Kredithilfen (Investitionsbank) sowie
Ausbildung und Qualifizierung etc.

Durch eine Verzahnung oder Vernetzung
verschiedener Maßnahmen, zum Beispiel
mit der Existenzgründeroffensive (EGO),
können auch im ländlichen Raum Entwick-
lungskerne initiiert werden.

Die Verbindung
• des Vorranges von Innenentwicklung vor

Außenentwicklung (grüne Wiese, zukünf-
tig sind keine neuen Baugebiete, insbe-
sondere für den Wohnungsbau im Eigen-
tumssektor auszuweisen, zu überplanen
und zu erschießen, sondern konsequent
brachfallende Areale in der bebauten
Ortslage, also im Innenbereich zu nutzen),

• mit der Eigentumsbildung junger Famili-
en und

• einer Innovationsförderung hinsichtlich
der Wirtschaftsansiedlung

erzeugt „Haltekräfte“ im ländlichen Raum.

Sie eröffnet auch Rückkehrchancen für ab-
gewanderte junge Sachsen-Anhalter mit
qualifizierter Berufsausbildung und fördert
die Absicht, Eigentum zu bilden.

Solche Entwicklungspotenziale braucht der
ländliche Raum in Sachsen-Anhalt. Eine
Konzentration der Maßnahmen, auch aus
dem gesamten Infrastrukturbereich und
bei der Daseinsvorsorge, ist erforderlich. Sie
sind im Rahmen der kommunalen Pla-
nungshoheit verstärkt zu berücksichtigen.

2.1.2 Unternehmensgründungen
und -erhaltung

Direkte und gezielte Förderung von Unter-
nehmensgründungen und -erhaltungen soll
u. a. durch folgende Maßnahmen erfolgen:
• Förderung der Übernahme von Gewerbe-

betrieben, deren Fortführung nicht gesi-
chert ist,

• Bereitstellung von preiswertem Eigentum
an Grund und Boden, z. B. durch Umnut-
zung und Abriss von innerörtlichen Ge-
bäuden (die Hilfe kann hier durch Mana-
gementmaßnahmen und Verknüpfung
von Dorferneuerung, Flurneuordnung
und Bodenmanagement erfolgen),

• Beratung und Unterstützung von Koope-
rationen zwischen Unternehmen.

Im Rahmen der Diversifizierung der ländli-
chen Wirtschaft und Lebensqualität im
ländlichen Raum ist die finanzielle Siche-
rung von Unternehmensgründung und
-entwicklung im vor- und nachgeordneten
Bereich der Landwirtschaft zu unterstützen.

Darüber hinaus soll ein Förderprogramm
bei der Nachfolgeregelung kleiner Hand-
werks- und Gewerbebetriebe helfen. Auch
Qualifizierungen durch Meisterausbildung
oder andere Möglichkeiten, Interessenten
als „Unternehmer fit zu machen“, sind Teile
dieses Paketes.
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2.1.3 Landwirtschaft

Die Landwirtschaft als Wirtschaftsfaktor ist
mitprägend für den ländlichen Raum. Durch
den verstärkten Aufbau und die Weiterent-
wicklung regionaler Stoffkreisläufe wird
ein Beitrag zur nachhaltigen Nutzung der
natürlichen Ressourcen geleistet.

Die pflanzliche Produktion erfolgt auf der
Basis der guten fachlichen Praxis unter aus-
gewogener Beachtung ökologischer und
ökonomischer Erfordernisse. Einen wesent-
lichen Anteil daran haben die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. Qualifikation und
Beratung sollen ihnen helfen, sich auf neue
Anforderungen einzustellen. Die Nachhal-
tigkeit der Produktionsverfahren ist im kon-
ventionellen und ökologischen Landbau
gegeben.

In den kommenden Jahren sind folgende
Punkte unter Anwendung der Agrarum-
weltmaßnahmen zu verbessern:
• weitere Minimierung der Nitrat- und

Phosphatbelastungen der Gewässer so-
wie der Belastung mit Pflanzenschutz-
mitteln,

• Erhalt der natürlichen Bodenressourcen
durch entsprechende Bewirtschaftungs-
maßnahmen und

• Unterstützung des ökologischen Land-
baues.

Neben der Erzeugung von pflanzlichen Pro-
dukten für Nahrungs- und Futtermittel-
zwecke ist der Anbau von nachwachsenden
Rohstoffen sowie Sonderkulturen als Ni-
schenprodukte zu forcieren. Damit können
Arbeitsplätze geschaffen und erhalten so-
wie die Wertschöpfung gesteigert werden.

Die tierische Produktion ist ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor im ländlichen Raum,
wichtiger Rohstofflieferant der Ernährungs-
 und weiterverarbeitenden Industrie sowie
Kulturlandschaft prägendes Element. Ver-
braucher- und Umweltschutzkriterien, Tier-
gesundheit, Tierschutz, Qualität tierischer
Erzeugnisse und Biodiversität spielen unter
wirtschaftlichen, ethischen und kulturellen
Aspekten der tierischen Produktion eine
wesentliche Rolle.

Durch entsprechende Maßnahmen sind:
• die Sicherung und Verbesserung der Qua-

lität tierischer Erzeugnisse,
• die nachhaltige Energieerzeugung und

Einbeziehung von Biomasse aus der Tier-
produktion,

• die Verringerung tierproduktionsbeding-
ter Emissionen – hierfür ist das vorhan-
dene Stall- und Standortkataster zu kom-
plettieren und zu nutzen – sowie

• die Erhaltung und Nutzung der tiergene-
tischen Vielfalt

zu unterstützen.

Zur Stärkung und Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen
Betriebe ist die Veredlungsoffensive konse-
quent fortzuführen. Die Versorgung der
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und der
Wirtschaft mit Rohstoffen in ausreichender
Quantität und hoher Qualität ist weiterhin
sicherzustellen.

Der ländliche Raum Sachsen-Anhalts wird
durch:
• eine umweltgerechte und ressourcen-

schonende Wirtschaft,
• die Bewahrung der natürlichen Lebens-

grundlagen wie Boden, Wasser und Luft
sowie

• flächendeckende Erhaltung der Kultur-
landschaft

gesichert.

Die Wechselbeziehungen zwischen Um-
welt- und Naturschutz und dem multifunk-
tionalen Wirtschaftszweig Landwirtschaft
sind nachhaltig zu gestaltet. Einkommens-
alternativen sind in der Landwirtschaft und
im ländlichen Raum insgesamt zu unter-
stützen.
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2.1.4 Forstwirtschaft

Durch eine nachhaltige forstliche Bewirt-
schaftung der Wälder ist ein wesentlicher
Beitrag zur Erhaltung und Verbesserung
der Attraktivität des ländlichen Raums zu
erbringen. Darüber hinaus sollen Vorausset-
zungen geschaffen werden, damit der Wald
seinen vielfältigen Waldfunktionen für heu-
tige und künftige Generationen gerecht
werden kann.

Insbesondere kleine private Forstbetriebe
und Forstbetriebsgemeinschaften sollen in
den Stand versetzt werden, durch eine
nachhaltige Nutzung, der durch die Bun-
deswaldinventur nachgewiesenen gestie-
genen Holzvorräte, die Ertragsfähigkeit zu
steigern und damit die Sicherung von Ar-
beitsplätzen im ländlichen Raum zu ge-
währleisten.

Zur langfristigen Erhaltung der natürlichen
Ressourcen und zum Ausgleich von Um-
weltbelastungen ist es erforderlich, mit
waldbaulichen Maßnahmen auf geeigne-
ten Standorten den Anteil von Laub- und
Mischbeständen zu erhöhen. Damit wird
langfristig die Betriebssicherheit und Sta-
bilität gegenüber Schadfaktoren verbessert.

Zur Erhöhung des Waldanteils sollen Acker-
 oder Ödlandflächen vornehmlich in relativ
waldarmen Regionen sowie darüber hinaus
erosionsgefährdeten Standorten und öko-
logisch sensiblen Bereichen aufgeforstet
werden. Besondere Bedeutung für eine Erst-
aufforstung wird auch den zur Rekultivie-
rung vorgesehenen Flächen (z. B. Bergbau-
folgelandschaften) beigemessen.

2.1.5 Kultur und Natur als Ressource für
die Wirtschaft

Die im Landeskulturkonzept enthaltenen
Grundsätze der Landespolitik bei der mit-
telfristigen Entwicklung der Kulturland-
schaft sind auch maßgeblich für die Förde-
rung von kulturellen Vorhaben im länd-
lichen Raum. Insbesondere wird auf eine
stärkere Stadt-Umland-Kooperation bei der
Bedarfsermittlung für kulturelle Angebote
im ländlichen Raum unter Berücksichtigung
der demografischen Daten orientiert. Sach-
sen-Anhalt verfügt über die unterschied-

lichsten Kultur- und Naturlandschaften.
Dies stellt ein herausragendes und erhal-
tenswertes Erbe dar, das für die Entwicklung
des Landes genutzt werden muss.

Kultur ist in ihrer Gesamtheit zu unterstüt-
zen. Wesentliches Ziel muss die Stärkung
des Wertebewusstseins im Hinblick auf Kul-
turlandschaften sein. Daher sind nicht allein
in zentralen Orten kulturelle Werte zu be-
wahren, sondern sie sind generell im länd-
lichen Raum zu pflegen und Neuschöpfun-
gen zu ermöglichen. Das ehrenamtliche
bürgerschaftliche Engagement im Kultur-
bereich gewinnt zunehmend an Bedeutung
und muss gestärkt werden.

Kernpunkte sind dabei die:
• Unterstützung der ehrenamtlichen Tätig-

keit im Verein,
• Verbesserung der Anerkennungskultur

und
• Initiierung von Freiwilligenagenturen.

Naturschutz ist nicht Selbstzweck, denn die
Natur stellt eine unverzichtbare Lebens-
und auch Wirtschaftsgrundlage dar. Sie ist
ebenfalls eine wichtige Voraussetzung für:
• eine Vielzahl von Sport-, Freizeit- und

Erholungsmöglichkeiten,
• die Gesundheitsfürsorge und
• spezielle medizinische Therapien.

Naturparke und Biosphärenreservate kön-
nen u. a. Ausgangspunkte für eine nachhal-
tige lokale Wirtschaftsentwicklung sein und
damit einen Beitrag zum Erhalt lokaler länd-
licher Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaf-
ten leisten. Gebiete mit hoher Biodiversität
oder kulturhistorischen Sehenswürdigkei-
ten sind Imagegeber für eine regionale Ent-
wicklung (Tourismus, Regionalprodukte
etc.).

Die vorhandenen Themenrouten „Straße
der Romanik“, „Blaues Band“ und „Garten-
träume“ als Tourismusschwerpunkte sowie
das Thema Landurlaub mit allen Facetten
und Themenkombinationen, wie z. B. Aktiv-
angebote (Radwandern, Reiten, Wandern,
Wasserwandern) Gesundheits- und Ver-
wöhnangebote (Wellness, Wellfit), Kul-
tur/Brauchtum und Kulinarisches sind
durch eine Verknüpfung von Landwirtschaft
und Dienstleistungen im ländlichen Raum
zu intensivieren. Die touristische Infrastruk-
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tur ist durch Vernetzung verschiedener Tou-
rismusangebote untereinander sowie mit
Umweltbildungs- und Umwelterziehungs-
maßnahmen zu verbinden. Dieser Komplex
bietet noch erhebliches Wachstumspoten-
tial an Arbeitsplätzen und Finanzzuflüssen
für Sachsen-Anhalt.

2.1.6 Ausbildung, Qualifikation, Innovation

Es werden mehr Selbstständige benötigt.
Das Gründungsgeschehen und die unter-
nehmerische Selbstständigkeit sind als Be-
schäftigungsdynamik zu entwickeln. Die
Förderung von Existenzgründungen ist eine
wichtige Aufgabe hin zu mehr Beschäfti-
gung und Wirtschaftsdynamik. Das beste-
hende Netz von Technologie- und Gründer-
zentren muss besonders junge Menschen
bei der Unternehmensgründung unterstüt-
zen. Entsprechende Bildungsangebote sind
aufzulegen, denn unternehmerisches Den-
ken erfordert gute Information, Mut und
vor allem Befähigung. Die Grundlage für
die Aufnahme einer selbstständigen Tätig-
keit ist das frühzeitige Lernen von eigen-
ständigem Handeln. In Bildungsangeboten
sind verstärkt Handlungskompetenzen zu
vermitteln.

Unternehmen und deren Arbeitskräfte tra-
gen zur Anpassung an aktuelle Anforderun-
gen, Erhöhung der Flexibilität und Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit bei.

Es sind effiziente Innovationsstrategien not-
wendig, z. B. bei der vielfältigen Nutzung
nachwachsender Rohstoffe. Die Forschung
ist dabei stärker zu integrieren.

Praxisorientierte und anschauliche außer-
schulische Bildungsangebote über Natur
und Umweltschutz, umweltrelevante Tech-
nik und Technologien, nachhaltige Ressour-
cennutzung und nachhaltige Entwicklung,
sollen von öffentlichen und privaten Ein-
richtungen in allen Teilen Sachsen-Anhalts
angeboten werden.

Für Kinder und Jugendliche sowie andere
Generationen sind übergreifende Beiträge
für die Verbesserung der Allgemeinbildung,
die Vermittlung von Grundlagen für verant-
wortliches Handeln gegenüber der Umwelt
und Gesellschaft, Berufs- und Lebensorien-

tierung, mehr Eigenverantwortung und bür-
gerschaftliches Engagement, eine sinnvolle
Freizeitgestaltung und eine mögliche Er-
gänzung touristischer Angebote.

Das freiwillige ökologische Jahr als Kombi-
nation von Bildung und Praxis dient der Ver-
mittlung von Schlüsselkompetenzen, Berufs-
und Lebensorientierung, Berufsvorbereitung
und verbessert die Chancen bei der Bewer-
bung um einen Ausbildungs- oder Arbeits-
platz für junge Menschen. Es gilt die Angebo-
te entsprechend den aktuellen Anforderun-
gen und Bedingungen weiter zu entwickeln.

2.1.7 Kommunale Kooperation

Die bereits zum 31.12.2004 erfolgte Fortent-
wicklung und Stärkung der Verwaltungsge-
meinschaften sowie die durch das Gesetz
zur Kreisgebietsneuregelung (LKGebNRG)
vom 11.11.2005 beschlossene Neugliederung
der Landkreise von 21 auf 11, stellen wichtige
Konzepte zur Modernisierung der kommu-
nalen Verwaltungsstruktur dar. Zudem sind
auch die Gemeinden aufgefordert, freiwillig
Strukturen zu bilden, die für die Zukunft
eine leistungsfähige und effiziente Verwal-
tung sicherstellen. Denn angesichts des
finanzwirtschaftlichen Drucks, unter dem
viele Kommunen seit längerer Zeit stehen,
gilt es, die Leistungsfähigkeit bei der Auf-
gabenerfüllung durch Nutzung der Mög-
lichkeiten kommunaler Gemeinschaftsar-
beit und damit der gemeinsamen Bewäl-
tigung unterschiedlichster kommunaler
Aufgaben optimal auszuschöpfen.

Im Hinblick auf die Herausforderungen an
die Kommunen bietet die kommunale Zu-
sammenarbeit einerseits die Chance, Auf-
gaben effizienter und wirtschaftlicher zu
erledigen, gleichzeitig aber auch den Vorteil,
die rechtliche Selbstständigkeit der Kom-
munen und damit die bürgerschaftliche
Mitwirkung bei der Erfüllung der Selbstver-
waltungsaufgaben zu erhalten. Mit der
Möglichkeit selbst gewählter und bestimm-
ter Gemeinschaftslösungen wird den Inter-
essen der Kommunen auch hinsichtlich der
sachgerechten Aufgabenerfüllung und ge-
meinsamen Gewährleistung des kommu-
nalen Aufgabenbestandes Rechnung getra-
gen.
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Der Gebrauch der Instrumentarien kommu-
naler Gemeinschaftsarbeit ermöglicht auch
eine Spezialisierung bei der Erledigung kom-
munaler Aufgaben unter wirtschaftlicheren
und kostengünstigeren Bedingungen, dient
der Erweiterung des Handlungsspielraums
der Kommunen und somit auch der Stär-
kung der kommunalen Ebene. Interkommu-
nale Zusammenarbeit wird von den Land-
kreisen eigenverantwortlich entschieden.
Pflichtverbände werden nicht angestrebt.

In Anbetracht der Haushaltssituation und
aufgrund der demografischen Entwicklung
ist eine Schwerpunktsetzung für die Ent-
wicklung des Planungsgebietes unerläs-
slich, z. B. Schaffung familiengerechter In-
frastrukturen, ländlicher Zentren und Ju-
gendförderung.

2.2 Stärkung der kommunalen Daseins-
vorsorge im ländlichen Raum

2.2.1 Sicherung der Grundversorgung
der ländlichen Bevölkerung

Die Sicherung von Mindeststandards in der
Versorgung der Bevölkerung und Infrastruk-
turausstattung in zumutbarer Entfernung,
insbesondere in dünn besiedelten ländli-
chen Räumen und Gebieten mit stark
schrumpfenden Bevölkerungszahlen ist zu-
künftig ein zentraler Aspekt für die Lebens-
verhältnisse im ländlichen Raum. Der
Grundsatz der Innenentwicklung vor Au-
ßenentwicklung muss stärkere Beachtung
finden.

Das Prinzip der Bündelung von Infrastruk-
turen, der räumlichen Konzentration von
öffentlichen und privaten Investitionen, der
Sicherung einer wohnortnahen Versorgung
und der Entwicklung einer verkehrs- und
versorgungsoptimalen Siedlungsstruktur
ist die zwingende Antwort auf die demo-
grafische Entwicklung. Öffentliche Leistun-
gen müssen überprüft, Infrastruktureinrich-
tungen effizienter genutzt und ggf. müssen
auch Entscheidungen über Schließungen
oder Zusammenlegungen von Einrichtun-
gen der öffentlichen Grundversorgung ge-
troffen werden (dezentrale Konzentration).

In peripheren ländlichen Gebieten, in denen
bei abnehmender Bevölkerungsdichte die
Tragfähigkeit der Grundversorgung und der
grundzentralen Einzugsbereiche zuneh-
mend nicht mehr gewährleistet ist, hat die
Stärkung der Mittelzentren eine besondere
Bedeutung. Die Mittelzentren halten ein
breites Spektrum von Versorgungseinrich-
tungen vor, die als Knoten im öffentlichen

Personenverkehr fungieren. Durch ihre In-
frastrukturausstattung und ihre Funktion
als Arbeitsmarktzentrum tragen diese zur
Entwicklung und Stabilisierung der gewerb-
lichen Wirtschaft bei.

Durch raumordnerische Anpassungsstrate-
gien für den ländlichen Raum kann trotz
rückläufiger Bevölkerungsdichte eine in et-
wa gleichwertige Lebensqualität im ländli-
chen Raum gesichert werden. Fragen der
Erreichbarkeit, Infrastrukturen für Familien,
Schulstandorte und medizinische Versor-
gung müssen den geänderten Entwicklun-
gen angepasst werden. Dieses gilt auch für
weitere öffentliche Grundversorgungen.

Die Weiterentwicklung und Umsetzung der
Ergebnisse der Studie der Landesregierung
„Zukunftschancen junger Menschen in
Sachsen-Anhalt“ ist erforderlich. Die kon-
krete Verbesserung des Lebensumfeldes der
Familien mit Kindern in Dörfern und Stadt-
teilen sowie das Realisieren einer kind- und
familiengerechten Umgebung sind zu er-
leichtern. Dazu müssen die Haltefaktoren
gestärkt werden. Durch ein abgestimmtes
Vorgehen aller Akteure ist Sachsen-Anhalt
zu einem familien- und kinderfreundlichen
Land zu gestalten.

Anhand einiger konkreter Modellvorhaben
im ländlichen Raum soll gezeigt werden,
wie eine integrative Herangehensweise mit
dem Fokus Familie auf lokaler Ebene wirk-
sam werden kann. Dadurch können die pro-
duktiven Potenziale lokaler Familienpolitik
gebündelt und für Wachstum und Beschäf-
tigung genutzt werden. Eine Unterstützung
der Eigentumsbildung von Familien muss
die allgemeinen Maßnahmen flankieren.
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2.2.2 Konsens zwischen den
Generationen neu gestalten

Die Gerechtigkeit zwischen den Generatio-
nen ist nachhaltig zu sichern. Hierzu ist eine
fortlaufende Weiterentwicklung der Gestal-
tung der Daseinsvorsorge notwendig, um
die Leistungsfähigkeit zu erhalten. Zu-
kunftstauglichkeit, Zielgenauigkeit und Ziel-
gruppenorientierung, Wirksamkeit und
Qualität von Leistungen sind die Entschei-
dungskriterien. Die folgenden Handlungs-
felder dienen nachhaltig zur Stärkung des
ländlichen Raumes:

• die lokale Familienpolitik zur Beseitigung
von Benachteiligungen von Familien im
ländlichen Raum, für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf sowie einer Aus-
bildung von familienfreundlichen Infra-
strukturen und der erleichterte Erwerb
von Wohneigentum,

• die Bewahrung des kulturellen Erbes für
künftige Generationen und Förderung
vielfältiger kultureller Angebote zur Stär-
kung des sozialen Zusammenhaltes,

• die flexible wohnortnahe Kinderbetreu-
ung durch Tagesmütter,

• die Verbesserung der Chancengleichheit
der Frauen und Männer im ländlichen
Raum durch ausgewogene Beteiligung
an den Entscheidungsprozessen,

• die aktive Gestaltung gesundheitsvorsor-
gender und -förderlicher Lebensräume,

• die verstärkte Förderung der Hilfe zur
Selbsthilfe durch Bündelung und Konzen-
tration („Ein-Ansprechpartner-Modell“),

• die trägerunabhängigen, wohnortnahen
bzw. mobilen Beratungsdienste für ältere
Menschen und ihre Angehörigen unter
Berücksichtigung eines generationsüber-
greifenden Ansatzes, um einer den indi-
viduellen Bedürfnissen der Menschen im
ländlichen Raum angepasste Betreuung
und Pflege Rechnung zu tragen,

• der Ausbau der Tagespflege (teilstationä-
re Betreuung) für Ältere als Betreuungs-
form im ländlichen Raum,

• die Stärkung des Sports im ländlichen
Raum als Haltefaktor sowie als Wirt-
schafts- und Beschäftigungsfaktor und

• die Umwandlung nicht mehr benötigter
Teile von Krankenhäusern an zentralen
Orten zu medizinischen Versorgungszen-
tren im ländlichen Raum.

2.2.3 Schulbildung in der Fläche anbieten

Bis 2008/09 soll in Sachsen-Anhalt langfri-
stig ein Schulnetz stabilisiert werden, das
in allen Bereichen des Landes für alle Schul-
formen die Forderung nach einem Schulan-
gebot in erreichbarer Nähe erfüllt und den
schulfachlichen und wirtschaftlichen Erwä-
gungen gerecht wird. Schulwegzeiten (Geh-
 und Fahrzeit in eine Richtung) für Schüle-
rinnen und Schüler der Grundschule von 30
Minuten, für die Schulformen Sekundar-
schule, Gesamtschule und Gymnasium von
60 Minuten sollen nicht in erheblichem
Maße überschritten werden. Der Schüler-
verkehr ist daher noch effizienter zu gestal-
ten. Eine verstärkte Staffelung der Schulan-
fangszeiten bietet mittelfristig die Chance,
die Schülerbeförderung insbesondere unter
den Kriterien einer zumutbaren Schulweg-
zeit in den ländlichen Räumen zu verbes-
sern.

Für den Bereich der Grundschulen im länd-
lichen Raum sind die „Kleinen Landschulen
mit jahrgangsübergreifendem Unterricht“
als Prinzip der Unterrichtsorganisation
möglich und notwendig. In Gemeinden mit
nur einer Grundschule sind Schulen mit nur
40 Schülerinnen und Schülern zulässig. Dort
ist die kleine Landschule mit jahrgangsüber-
greifendem Unterricht bereits verwirklicht.
An diesem Grundsatz wird festgehalten.

Mit einer Vernetzung der Schule mit Um-
weltbildung und Umwelterziehung einer-
seits sowie landwirtschaftlichen und Ge-
werbebetrieben andererseits kann die
Verbesserung nachhaltiger Wirtschaftskraft
im ländlichen Raum unterstützt werden
und es sind Synergieeffekte zu erreichen.

2.2.4 Kulturelles Potenzial erschließen

Im Rahmen der kulturellen Daseinsvorsorge
kommt auch der Entwicklung von kulturel-
ler Identität großes Gewicht zu. Insbeson-
dere durch die Breitenkultur (Traditions-
und Heimatpflege, Soziokultur und Biblio-
theken) können im ländlichen Raum wich-
tige Impulse für Kommunikation, soziale
Interaktion, kulturelle Bildung, Ausprägung
von Gemeinsinn, nachbarschaftliche Koope-
ration usw. vermittelt werden. Auch in vor-
wiegend ländlich strukturierten Räumen
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bleibt die Möglichkeit, in relativer Wohnort-
nähe ein Musikschulangebot vorzufinden
oder qualitätsvolles Theater- und Konzert-
angebot besuchen zu können, ein entschei-
dender Maßstab für die Bewertung von
Lebensqualität und kultureller Attraktivität
einer Region.

Die Initiativen und Anregungspotenziale
zeitgenössischer Kunst können bestimmten
Tendenzen der Nivellierung und Anonymi-
sierung von ländlichen Strukturen entge-
genwirken. Außerdem bilden Baudenkmale
im ländlichen Raum einen Kernbestand an
orts- und landschaftsprägender historischer
Substanz. Sie sind ein wesentliches Element
regionaler Identität. Durch kulturhistorische

Akzente im öffentlichen Raum können dörf-
liche Strukturen gefestigt werden. Sakrale
Baudenkmale (z. B. Kirchen) bilden im länd-
lichen Raum einen besonderen Schwer-
punkt.

Zukunftsfähige Strukturen des kulturellen
Angebotes sollen durch Vernetzung zu über-
regionalen Kultureinrichtungen sowie durch
Kooperation mit Bildungs- und Sozialein-
richtungen entwickelt werden. Eine Berück-
sichtigung demografischer Entwicklungen
und die konzeptionelle Ausrichtung auf
zentrale Orte sind auch im Hinblick auf kul-
turelle Vorhaben im ländlichen Raum erfor-
derlich.

2.3 Zukunftsweisender Umwelt-
und Naturschutz

2.3.1 Naturschutz mit den Menschen

„Naturschutz nicht gegen, sondern mit den
Menschen“ soll weiterhin Leitbild der Na-
turschutzkonzeption des Landes sein. Die
Menschen, die sich mit ihrer Heimat identi-
fizieren, werden für den Erhalt der Natur-
und Kulturlandschaft eintreten.

Einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt der
biologischen Vielfalt und zum Schutz der
Ökosysteme in Verbindung mit einer nach-
haltigen Nutzung der natürlichen Ressour-
cen leistet das kohärente europäische Schutz-
gebietssystem „Natura 2000“. Sein Aufbau
ist durch EU-Richtlinien verpflichtend gere-
gelt. Umfangreiche Anstrengungen sind
nötig, um den Zustand der Arten mit ihren
Lebensräumen innerhalb der Gebiete zu
gewährleisten bzw. zu verbessern. Dazu
gehört:
• die Überführung dieser Gebiete in Schutz-

gebiete nach Landesrecht,
• eine flächendeckende Grundkartierung

der Lebensraumtypen und die schrittweise
Bestandserhebung der Arten nach Arten-
gruppen,

• die Formulierung der Schutz- und Erhal-
tungsziele für die Gebiete, einschließlich
der Erarbeitung von Managementplänen
mit verbindlichen Vorgaben für die Land-
nutzung,

• die Einrichtung eines Biotopverbundes
um die biologische Vielfalt zu erhalten
(Schutz einzelner Lebensraumtypen und
Arten, Erhalt großer unzerschnittener und
vernetzter Landschaftsräume, Sicherung
ökologischer Austauschbeziehungen, Aus-
baus des Netzwerks Natura-2000),

• der Aufbau eines Modulsystems zu den
Natura-2000-Gebieten für eine schritt-
weise Konkretisierung gebietsbezogener
Managementpläne und

• die Förderung von Einrichtungen, die über
den Schutz, die Pflege und Entwicklung
von Lebensräumen informieren.

In den Gebieten, in denen durch eine Schutz-
gebietsausweisung die land- bzw. forstwirt-
schaftliche Nutzung eingeschränkt wird, sind
für die Bewirtschafter Ausgleichszahlungen
vorzusehen.

Vertragliche Regelungen sollen da Priorität
haben, wo die Natura-2000-Schutzziele un-
mittelbar mit der Nutzung der betroffenen
Lebensräume verbunden sind oder ihr Errei-
chen von der bestehenden Nutzung abhän-
gig ist. In der Land- und Forstwirtschaft wer-
den dabei zukünftig speziell auf die Anfor-
derungen von Natura 2000 zugeschnittene
Agrar- und Waldumweltmaßnahmen grei-
fen. Weiterhin sollten Maßnahmen zur Pfle-
ge und Entwicklung geschützter Biotope
sowie Elemente im Rahmen der Schaffung
eines Biotopverbundsystems zur Vernetzung
von Natura-2000-Flächen gefördert werden.
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2.3.2 Umwelt- und Klimaschutz durch
die Verwendung nachwachsender
Rohstoffe

Der Anbau nachwachsender Rohstoffe ent-
spricht folgenden Aspekten der Nachhaltig-
keit:
• Ökonomischer Aspekt –

Schaffung von Einkommensalternativen
für landwirtschaftliche Betriebe.

• Sozialer Aspekt –
Sicherung von Arbeitsplätzen in land-
wirtschaftlichen Betrieben und im länd-
lichen Raum.

• Ökologischer Aspekt –
nachwachsende Rohstoffe sind weitge-
hend CO2-neutral. die Stoff- und Energie-
kreisläufe sind de facto geschlossen. Sie
wirken damit den sich verstärkenden
Treibhauseffekt und den globalen Klima-
veränderungen entgegen. Darüber hin-
aus tragen nachwachsende Rohstoffe
zur Schonung fossiler Ressourcen bei.

In dem Bereich der Nutzung nachwachsen-
der Rohstoffe/Biomasse werden deshalb
folgende Ziele verfolgt:
• Ausbau der energetischen Biomassen-

nutzung in regionalen Stoffkreisläufen,
insbesondere in den Bereichen Vergärung
und Vergasung,

• Ersatz von mineralischem Kraftstoff
durch Biokraftstoffe, mit dem Ziel der
Gewinnung umweltfreundlicher Kraft-
stoffe aus Biomasse, insbesondere über
die ganzheitliche Verwertung der Pflanze,

• Stärkung der stofflichen Verwertung
nachwachsender Rohstoffe mit den
Schwerpunkten werkstoffliche Verwer-
tung und Nutzung definierter Inhaltsstof-
fe,

• Entwicklung biobasierter Produkte im
Rahmen wirtschaftlicher Verbundlösun-
gen, Bioraffinerie-Systeme und

• Unterstützung der Forschung in diesem
Aufgabenspektrum.

Konzepte und Lösungen (Innovationen) zur
Energieerzeugung, zur Heizungsmoderni-
sierung und zum Wärmeschutz, bei denen
Umwelt- und Klimaschutzaspekte einer-
seits sowie wettbewerbs- und arbeits-
marktpolitische Aspekte andererseits so
ausgerichtet sind, dass sie die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung nachhaltig begün-
stigen, müssen weiterentwickelt werden.

Für die einheimische Wirtschaft müssen
die Potenziale, die sich aus dem Anbau von
nachwachsenden Rohstoffen und der Nut-
zung von Biomasse ergeben, konsequent
verfügbar gemacht werden.

Die Forschung zur industriellen Nutzung
von Biomasse ist dort zu unterstützen, wo
heute noch Rohstoffqualitäten unzurei-
chend und technische Verarbeitungsverfah-
ren unzulänglich sind oder ganz fehlen und
die Wirtschaftlichkeit mangelhaft ist.

Durch die energetische Nutzung von Bio-
masse kann zudem ein wesentlicher Beitrag
zur Erfüllung der Verpflichtungen aus der
NEC-Richtlinie (2001/81/EG) und aus dem
Kyotoprotokoll geleistet werden.

2.3.3 Flächenverbrauch verringern,
Boden schützen, Altlasten sanieren

Die vielfältigen und lebenswichtigen Funk-
tionen des Bodens sind nachhaltig zu si-
chern oder wieder herzustellen. Belastete
Böden und Altlasten sowie hierdurch verur-
sachte Gewässerverunreinigungen müssen
saniert und Vorsorge gegen nachteilige Ein-
wirkungen auf den Boden getroffen wer-
den.

Durch die Erkundung und Sanierung von
Altlasten sowie die Wiederherrichtung von
Brach- und Konversionsflächen wird ein
weiterer Beitrag zur ökologischen, ökono-
mischen und sozialen Nachhaltigkeit gelei-
stet. Hierbei ist es erforderlich:
• Flächenneuversiegelungen durch Flä-

chenrecycling zu verringern,
• natürliche Bodenfunktionen soweit mög-

lich wieder herzustellen,
• Gefährdungen für Mensch und Umwelt,

insbesondere für das Grundwasser, zu
erkunden und zu beseitigen,

• Brachflächen als einen negativen Stand-
ortfaktor zu eliminieren und

• Kosten aus überdehnter Infrastruktur
durch Wiedernutzung innerörtlicher
Brachflächen, für Gewerbe- und Sied-
lungszwecke zu minimieren,

um die Standortqualitäten zu verbessern.

Zur Verringerung der anhaltenden Flächen-
umnutzung im Land ist ein effektives Flä-
chenmanagement notwendig, wie z. B. die
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Reaktivierung von Industriebrachen. So wer-
den Win-Win-Situationen für Wirtschaft,
Umwelt, Versorgung, Freizeit, Erholung und
Wohnungsbau geschaffen und die Ansied-
lungsmöglichkeiten auf alten Industrie- und
Versiegelungsflächen mit deren vorhande-
ner Infrastruktur ermöglicht.

2.3.4 Hochwasserschutz

Für einen effektiven und nachhaltigen
Hochwasserschutz ist es erforderlich, die
Hochwasserschutzkonzeption des Landes
Sachsen-Anhalt und die im Aktionsplan
Hochwasserschutz Elbe enthaltenen Maß-
nahmen konsequent umzusetzen. Kern-
punkte sind dabei:
• Weiterführung der Deichbaumaßnah-

men,
• Bau von grünen Rückhaltebecken,
• Errichtung von Flutungspoldern,
• fortführende Erarbeitung von Hochwas-

serschutzplänen,
• Deichrückverlegungsmaßnahmen,
• Erarbeitung von Überschwemmungsge-

bietskarten,
• Ausweisung von Überschwemmungsge-

bieten und deichgeschützter Flächen so-
wie

• Verbesserung von Hochwasservorhersa-
ge und -warnung.

Ausreichender Hochwasserschutz ist ein
ernst zu nehmender Standortfaktor und
trägt damit zum Erhalt und zur Schaffung
von Arbeitsplätzen bei. Weiterhin ist zu be-
rücksichtigen, dass die Kosten für Prävention
geringer sind als die Kosten zur Schadens-
beseitigung. Die Erweiterung der Hochwas-

serschutzkonzeption und deren Umsetzung
werden in den nächsten 10 Jahren weiter
betrieben.

2.3.5 Gewässerschutz,
EG-Wasserrahmenrichtlinie

Zur Verbesserung des Gewässerzustandes
im landwirtschaftlich geprägten Raum sind
als Schwerpunktaufgaben die gezielte Re-
duzierung des Nährstoffeintrages in die
Gewässer und die Wiederherstellung ihrer
ökologischen Funktionsfähigkeit zu lösen.
Daraus ergeben sich umfangreiche kosten-
intensive Maßnahmen, die finanziell zu un-
terstützen sind.

Die zu erarbeitenden Maßnahmen- und
Bewirtschaftungspläne sind in enger Koope-
ration mit allen Betroffenen zu erstellen
und langfristig umzusetzen.

2.3.6 Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung

In den letzten Jahren wurden beim Ausbau
der Infrastruktur im Bereich der öffentlichen
Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung große Fortschritte erzielt. Der Schwer-
punkt verlagert sich in den kommenden
Jahren auf die Umsetzung technischer Re-
geln zur weiteren Verbesserung der Trink-
wasserqualität und den Ausbau der Kanali-
sation. Dadurch wird nicht nur die Wasser-
güte verbessert, sondern werden auch die
Rahmenbedingungen für mehr Wirtschafts-
kraft, Erhöhung der Lebensqualität und zur
Verbesserung der Umlandsituation gesetzt.
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3. Umsetzung

3.1 Integrierte ländliche Entwicklungs-
konzepte (ILEK)

Die Grundlage zur Lösung der genannten
großen Herausforderungen in Sachsen-An-
halt bilden die ILEK. Diese Konzepte werden
derzeit von neun Regionen, die sich in den
letzten Monaten zusammengefunden ha-
ben, erarbeitet. In den ILEK sollen sich die
Regionen mit ihren eigenen individuellen
Stärken und Schwächen auseinandersetzen,
ihre Potenziale ableiten und sich zu ihrer
künftigen Entwicklung positionieren. Sie
müssen festlegen, welche Leitprojekte für
die Region aufgrund der Analyse sinnvoll
sind, welche Fahrtrichtung gewünscht ist
und auch welche Richtung nicht eingeschla-
gen werden soll. Die ILEK bilden ab 2007
die Grundlage der Förderung in den ländli-
chen Regionen.

3.2 Eigeninitiativen für nachhaltige
Entwicklungen

Angesichts der begrenzten finanziellen
Spielräume in den Kommunen müssen die
Chancen, die die Agenda-21-Prozesse, die
ILEK, die LEADER- und andere bottom-up-
Ansätze bieten, genutzt werden. Ziel ist es,
eine ökonomisch, sozial und ökologisch aus-
gewogene und nachhaltige Entwicklung zu
fördern.

Die Umweltallianz Sachsen-Anhalt ist ein
Beispiel für verantwortliches Handeln im
Umgang mit den natürlichen Ressourcen.
Dabei gehen Unternehmen freiwillig Ver-
pflichtungen zum Schutz der Umwelt ein,
die über die gesetzlich vorgegebenen hin-
ausgehen. Selbstverpflichtung soll auch
künftig Vorrang vor rechtlichem Zwang ha-
ben. Zudem wird für die Unternehmen eine
Imageverbesserung erreicht. Darüber hin-
aus sind höhere Investitionsförderungen
und Kosteneinsparungen möglich. Zu-
kunftsfähige Entwicklungen werden initi-
iert und wirtschaftliche Stabilität wird an-
gestrebt.

Zur Umsetzung der Leitlinien ist die Bildung
von Partnerschaften entsprechend der Ver-
ordnung des Rates über die Förderung der
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
zu fördern. Der Aufbau dieser Kapazitäten
soll durch geeignete Bildungsmaßnahmen
unterstützt werden. Insbesondere auf loka-
ler Ebene sind die Partnerschaften frühzei-
tig in die lokalen Prozesse einzubeziehen.
Ideen, Kompetenzen und innovative Ansät-
ze sind in den Partnerschaften gezielt zu
fördern.
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Rekonstruiertes Gehöft in Welfesholz.

Welbsleben - Freigabe der neuen Straße.
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Weitere Informationen finden Sie im Internet unter:
www.mlu.sachsen-anhalt.de  >  “Themen A-Z”  >
Stichwort  “Landentwicklung”

Das “Gasthaus zur Forelle” in Welbsleben.

Das Schloss Klosterode.
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